
Mißhandlung zum Zorne gereizt und auf der Stelle zur 
Tat hingerissen worden; auch andere gleich schwer­
wiegende Umstände waren nicht gegeben. Die charak­
terisierte Konfliktsituation kann nicht im Sinne einer 
ausweglosen psychischen Notlage gewertet werden. Der 
Angeklagte war verpflichtet und in der Lage, eine 
gesellschaftsgemäße Lösung anzustreben.

§ 268 StPO.

Schadenersatzansprüche können im Strafverfahren nur 
von dem durch die Straftat unmittelbar Geschädigten 
geltend gemacht werden. Die Unmittelbarkeit setzt 
voraus, daß der durch die Straftat Verletzte und der 
Geschädigte identisch sind.

Wird durch die Straftat ein Dritter verletzt, so fehlt es 
an der Unmittelbarkeit und damit an der Möglichkeit, 
diesen Schaden im Strafverfahren geltend zu machen. 
Die abweichende Rechtsauffassung im Urteil des 
Obersten Gerichts vom 26. Juni 1965 — 3 Ust 10/65 — 
wird aufgegeben.

OG, Urt. vom 15. August 1967 - 3 Zst 10/67.

In der Nacht vom 10. zum 11. September 1966 unter­
nahm der Angeklagte zusammen mit dem Zeugen N. 
in einem dem VEB B. gehörenden unverschlossenen 
Kranwagen eine Fahrt. Beim Wenden des Fahrzeugs 
stieß N. gegen zwei Garagen des VEB Ch. und beschä­
digte sie schwer. Als der Zeuge N. bei der Weiterfahrt 
einen Getriebeschaden bemerkte, stiegen beide aus, 
ließen das Fahrzeug stehen und entfernten sich.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht 
den Angeklagten wegen in Mittäterschaft begangenen 
unbefugten Gebrauchs von Kraftfahrzeugen zu vier 
Monaten Gefängnis bedingt und zur Schadenersatz­
leistung dem Grunde nach an den VEB B. und an den 
VEB Ch. verurteilt.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat gegen dieses 
Urteil Kassation zugunsten des Angeklagten beantragt, 
soweit dieser zum Schadenersatz verurteilt wurde. Der 
Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat weder erörtert, inwieweit in der 
vorstehenden Sache überhaupt eine Verfolgung von 
Schadenersatzansprüchen im Strafverfahren möglich 
war, noch hat es erkannt, daß die materiellen Voraus­
setzungen einer Verpflichtung zum Schadenersatz teil­
weise gar nicht gegeben sind.
Die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen im 
Rahmen des Strafverfahrens gern. § 268 StPO ist nur 
möglich, wenn der durch die Straftat Verletzte einen 
unmittelbaren Schaden erleidet. Diese Unmittelbarkeit 
setzt zwar nicht voraus, daß Straftat und schädigende 
Handlung identisch sein und in der gleichen Schuld­
form begangen werden müssen. So ist beispielsweise 
bei einer vorsätzlichen Körperverletzung eine als Be­
gleiterscheinung begangene fahrlässige Sachbeschädi­
gung durchaus als im unmittelbaren Zusammenhang 
stehend zu beurteilen. Indes muß dieser Zusammen­
hang aber stets bei dem durch die Straftat Verletzten 
gegeben sein. Dagegen können die durch die Straftat 
nur mittelbar Geschädigten ihre Ansprüche im Straf­
verfahren nicht geltend machen. Aus dieser Konsequenz 
folgt, daß beispielsweise nach der ständigen Rechtspre­
chung des Obersten Gerichts, soweit ein Werktätiger 
unter Verletzung seiner Arbeitspflichten einem nicht 
zum Betrieb gehörenden Dritten einen Schaden zufügt, 
für den der Betrieb eintreten muß, der Betrieb als mittel­
bar Geschädigter seine sich daraus ergebenden Scha­

denersatzansprüche nach § 112 GBA gegenüber dem 
bei ihm beschäftigten Angeklagten nicht im Anschluß­
verfahren geltend machen kann. In der Regel wird 
überdies in einem solchen Fall der durch den Betrieb 
zu erstattende Schaden zum Zeitpunkt der Strafver­
handlung noch gar nicht als solcher existieren, da oft­
mals erst nach der rechtskräftigen Bejahung einer 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit eines Werktätigen 
eine Schadensregulierung durch den Betrieb erfolgen 
wird.
Soweit im Urteil des Obersten Gerichts vom 26. Juni 
1965 — 3 Ust 10/65 — eine davon abweichende Stellung­
nahme vertreten wurde, wird diese Rechtsauffassung 
ausdrücklich aufgegeben.
Für den vorliegenden Fall ergibt sich demnach, daß 
eine Verurteilung zum Schadenersatz im Strafverfah­
ren zumindest nicht hinsichtlich des dem VEB Ch. ent­
standenen Schadens erfolgen durfte. Dieser Betrieb ist 
nicht der durch die Straftat unmittelbar Verletzte. 
Verletzt wurde vielmehr durch die unbefugte Benut­
zung seines Kraftfahrzeugs unmittelbar der VEB B., 
in deren Folge mittelbar auch dem VEB Ch. durch Be­
schädigung von Garagen ein weiterer Schaden er­
wuchs.
Darüber hinaus war aber auch eine Verurteilung des 
Angeklagten zum Schadenersatz gegenüber dem 
VEB B. nicht möglich. Das Kreisgericht hat hierbei ver­
kannt, daß die unbefügte Benutzung eines Kraftfahr­
zeugs als eigentliche Straftat, an der der Angeklagte 
als Mittäter beteiligt war, nicht identisch ist mit der 
dabei verursachen Beschädigung eines Getriebes infolge 
der unsachgemäßen Behandlung durch den Zeugen N. 
Für diesen Schaden, der sich im Grunde genommen als 
das Ergebnis einer fahrlässigen und damit strafrecht­
lich nicht relevanten Sachbeschädigung darstellt, liegt 
hinsichtlich des Angeklagten keine rechtserhebliche 
Handlung vor. Da bei einem fahrlässigen Verhalten 
eines anderen weder eine Teilnahme als Mittäter noch 
als Anstifter oder Gehilfe möglich ist, entfällt somit 
die Grundlage einer Haftung nach § 830 BGB. Für die­
sen Schaden ist der Zeuge N. allein verantwortlich, der 
unabhängig vom Verhalten des Angeklagten den Ge­
triebeschaden verursacht hat.
Aus diesen Gründen war das Urteil des Kreisgerichts, 
soweit es den Angeklagten zum Schadenersatz ver­
urteilte, aufzuheben und der Schadenersatzantrag teils 
aus verfahrensrechtlichen, teils aus materiellen Grün­
den abzuweisen.

§ 173 StGB; § 200 StPO.
1. Zum Begriff „Verwandte“ i. S. des § 173 StGB (Blut­
schande).
2. Zum Umfang der Aufklärungs- und Prüfungspflicht 
des Gerichts hinsichtlich des Tatbestands der Blut­
schande.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 24. Juli 1967 
- 102 d BSB 77/67.
Das Stadtbezirksgericht hat den Angeklagten wegen 
versuchter Blutschande in Tateinheit mit Unzucht unter 
Ausnutzung eines Abhängigkeitsverhältnisses (§§ 173, 
43, 174 Ziff. 1, 73 StGB) verurteilt.
Mit der gegen dieses Urteil gerichteten Berufung trägt 
der Angeklagte vor, die Geschädigte sei nicht seine 
leibliche Tochter. Sie sei vor der Eheschließung gebo­
ren, und er habe wegen seiner großen Zuneigung zur 
Mutter in Kenntnis des Umstands, nicht der Vater zu 
sein, die Vaterschaft anerkannt. Er hätte demnach nicht 
wegen versuchter Blutschande verurteilt werden 
dürfen.
Die Berufung hatte keinen Erfolg.
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